
darf der Kassenbestand nie negativ sein. 
Und der Kassenbestand sollte auch nicht 
ständig ungewöhnlich hoch sein, weil das 
darauf hindeutet, dass die Kasse nur rech-
nerisch geführt wird und Kassenfehlbe-
träge hierdurch vermieden werden sollen. 
Nicht ordnungsgemäße Kassenführung 
Im Falle einer Prüfung wird der Prüfer leich-
tere Mängel in der Kassenführung zum An-
lass für weitere Prüfungshandlungen 
nehmen. Sofern er jedoch schwerwie-
gende Mängel in der Kassenführung ent-
deckt, kann der Prüfer Zuschätzungen 
vornehmen. Wenn allerdings sogar die 
Ordnungsmäßigkeit der gesamten Buch-
haltung nicht mehr gegeben ist, kommt 
auch ein Steuerstrafverfahren gegen den 
Unternehmer in Betracht. Und der für die 
Betreuung des Steuerpflichtigen zustän-
dige Berater kann dann, wenn er die nicht 
ordnungsgemäße Aufzeichnung der Ein-
nahmen bzw. fehlenden Kassenbücher zu 
verantworten hat, in Gefahr geraten, 
wegen Beihilfe zur Steuerhinterziehung be-
langt zu werden. 
Tätigkeit des Buchhalters 
Da das Kassenbuch zeitgerecht zu führen 
ist und Kassensturzfähigkeit gegeben sein 

muss, wird eine ordnungsgemäße Führung 
des Kassenbuchs durch einen selbständi-
gen Buchhalter im Regelfall ausscheiden. 
Denn kaum ein Buchhalter wird in der Lage 
sein, den Unternehmer täglich aufzusu-
chen, die erforderlichen Eintragungen im 
Kassenbuch vorzunehmen und die Kassen-
sturzfähigkeit zu gewährleisten. Wenn 
Grundaufzeichnungen vom Unternehmer 
täglich gemacht werden und der Buchhal-
ter diese Aufzeichnungen später lediglich 
eingibt, handelt es sich dem gegenüber 
nur um eine mechanische Tätigkeit nach  
§ 6 Nr. 3 StBerG. Sofern ein Buchhalter al-
lerdings ein Kassenbuch für einen Unter-
nehmer ohne dessen Mitwirkung bzw. 
Vorgaben erstellt, wobei ersichtlich Einnah-
men fehlen, kann ihn ebenfalls ein straf-
rechtlicher Vorwurf treffen. 
Sofern der selbständige Buchhalter die Be-
fugnis nach § 6 Nr. 4 StBerG überschreitet 
und sich beispielsweise gegenüber dem 
Unternehmer umfassend zur Buchführung 
und Steuerberatung verpflichtet, ist dieser 
Vertrag insgesamt nichtig. Der Buchhalter 
kann dann gegenüber dem Unternehmer, 
wenn diesem ein Schaden entsteht, zum 
Schadensersatz verpflichtet sein. 

September-Ticker

Ordnungsgemäße Kassenfüh-
rung: Haftung des Buchhalters? 
 
Die korrekte Führung des Kassenbuchs hat 
gerade bei bargeldintensiven Branchen 
eine erhebliche Auswirkung auf die zutref-
fende Ermittlung der Betriebseinnahmen. 
Ordnungsgemäße Kassenführung 
Um die ordnungsgemäße Buchführung 
auch bei der Kasse zu gewährleisten, sind 
grundlegende Anforderungen zu erfüllen. 
Die Kasseneinnahmen und -ausgaben sind 
täglich zu führen. Kassensturzfähigkeit 
muss gegeben sein. Für alle Tageseinnah-
men und -ausgaben müssen Belege vorlie-
gen. Die Kassenaufzeichnungen müssen 
chronologisch geordnet und fortlaufend 
geführt werden. Die Tageseinnahmen sind 
nach den verschiedenen Steuersätzen ge-
trennt aufzuzeichnen. Selbstverständlich 
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Fälligkeit 

Montag, den 12.09.2022*

Lohnsteuer mtl./vj. 12. 09. 1 15. 09. 2 

Kirchensteuer 12. 09. 1 15. 09. 2 

Solidaritätszuschlag 12. 09. 1 15. 09. 2

Umsatzsteuer mtl./vj. 12. 09. 1 15. 09. 2 

September 2022 26. 09. 28. 09.

Hinweis: Einreichung Nachweis bis 00:00 Uhr am Fälligkeitstag

1 Die Schonfrist endet am 12.09.22, weil das Ende der Frist auf einen Sonn- oder Feiertag fällt. 
** Bei Zahlung durch Scheck ist diese erst mit dem dritten Tag nach Eingang des Schecks bewirkt.

Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

Scheck/bar**               Überweisung

Beitragsnachweis          Beitragszahlung



Es kann nur dazu geraten werden, die 
Grenzen der Tätigkeit für selbständige 
Buchhalter genau einzuhalten, da anderen-
falls Schadensersatzansprüche und straf-
rechtliche Folgen drohen können. 
 
 

Förderung der Elektromobi-
lität: Umweltbonus wird in 
geänderter Form fortge-
führt (BMWi) 
 
Der Umweltbonus für E-Autos wird fortge-
setzt und ab dem 1.1.2023 auf batterie- 
und brennstoffzellenbetriebene Fahrzeuge 
konzentriert. Dies teilt das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK) aktuell mit. 
 
Hierzu führt das BMWK u.a. weiter aus: 
Konkret wird der Kauf von reinen Elektro-
autos (batterie- oder brennstoffzellenbe-
trieben) ab Januar 2023 je nach Kaufpreis, 
mit 3.000 bis 4.500 EUR bezuschusst. Ab 
dem 1.9.2023 wird der Kreis der Antrags-
berechtigten zudem auf Privatpersonen be-
grenzt. Für E-Autos über 45.000 EUR Netto- 
listenpreis entfällt der Umweltbonus ab 
dem 1.1.2024 vollständig. Die Förderung 
für Plugin-Hybride läuft Ende 2022 aus. 
 
Die Eckpunkte im Detail: 
1. Förderung ab dem 1.1.2023 
Die Förderung von Plug-In-Hybridfahrzeu-
gen wird bis zum 31.12.2022 in der aktu-
ellen Form weitergeführt. Ab 1.1.2023 
erhalten Plug-In-Hybridfahrzeuge keine 
Förderung mehr durch den Umweltbonus. 
Ab dem 1.1.2023 beträgt der Bundesanteil 
der Förderung für batterieelektrische Fahr-
zeuge und Brennstoffzellenfahrzeuge mit 
Nettolistenpreis bis zu 40.000 EUR: 4.500 
EUR; 
mit Nettolistenpreis zwischen 40.000 EUR 
und bis zu 65.000 EUR: 3.000 EUR. 
Der Kreis der Antragsberechtigten ändert 
sich nicht. 
2. Förderung ab dem 1.9.2023 
Die Förderung wird auf Privatpersonen be-
schränkt; eine Ausweitung auch auf Klein-
gewerbetreibende und gemeinnützige 
Organisationen wird vom BMWK derzeit 
noch geprüft. 

Ansonsten bleiben die Förderkonditionen 
aus Punkt 1 unverändert. 
3. Förderung ab dem 1.1.2024 
Ab dem 1.1.2024 beträgt der Bundesanteil 
der Förderung für batterieelektrische Fahr-
zeuge und Brennstoffzellenfahrzeuge mit 
Nettolistenpreis bis zu 45.000 Euro: 3.000 
Euro. 
Fahrzeuge mit höherem Nettolistenpreis er-
halten keine Förderung mehr. 
Der Kreis der Antragsberechtigten bleibt 
auf Privatpersonen beschränkt. 

 
Maßgeblich für die Förderung soll auch zu-
künftig das Datum des Förderantrags blei-
ben, der die Fahrzeugzulassung voraus- 
setzt. Bei den oben genannten Fördersät-
zen handelt es sich jeweils um den Bundes-
anteil der Umweltbonus-Förderung inklu- 
sive der Innovationsprämie. Der Anteil der 
Hersteller soll, wie seit Einführung der In-
novationsprämie, auch zukünftig 50 Pro-
zent der Gesamt-Bundesförderung betra- 
gen und bei der Bestimmung der Gesamt-
förderung noch hinzukommen. Hierzu ist 
das BMWK mit den Herstellern im Aus-
tausch. 
Die Mittel für den Umweltbonus werden 
im Klima- und Transformationsfonds (KTF) 
bereitgestellt. Wenn die Mittel ausge-
schöpft sind, endet die Förderung mit dem 
Umweltbonus. Die nun beschlossenen Eck-
punkte werden zeitnah in einer Neufas-
sung der Förderrichtlinie zum Umwelt- 
bonus umgesetzt, nachdem sie von der Eu-
ropäischen Kommission auf ihre Beihilfere-
levanz hin geprüft wurden. 
 
 

Förderung der Elektromobi-
lität: Zuschuss für Ladesta-
tionen in Unternehmen (KfW) 
 
Der Zuschuss der KfW für Ladestationen 
für Elektrofahrzeuge - Unternehmen (Zu-
schuss 441) kann voraussichtlich bis De-
zember 2022 beantragt werden. Dann 
werden die Fördermittel wahrscheinlich 
ausgeschöpft sein. Die KfW empfiehlt, ent-
sprechende Anträge frühzeitig zu stellen. 
Nachfolgend die wichtigsten Infos zum Zu-
schuss für Ladestationen in Unternehmen: 

Zuschuss bis zu 900 EUR pro Ladepunkt, für 
den Kauf und die Installation von Ladesta-
tionen, die nicht öffentlich zugänglich sind, 
zum Aufladen von Firmenfahrzeugen und 
Privatfahrzeugen von Beschäftigten, für 
Unternehmen und kommunale Unterneh-
men, freiberuflich Tätige und gemeinnüt-
zige Organisationen. 
 
Hinweise: 
Die Förderung steht unter dem Vorbehalt 
verfügbarer Haushaltsmittel. Ein Rechtsan-
spruch hierauf besteht grundsätzlich nicht. 
Neu ist, dass die Frist, die Ladestationen in 
Betrieb zu nehmen von zwölf auf 18 Mo-
nate verlängert wurde. Die neue Frist gilt 
auch für bereits zugesagte Zuschüsse. 
Den Zuschuss können Sie auf der Home-
page der KfW beantragen. Dort sind 
zudem weitere Informationen über das 
Förderprogramm hinterlegt. 
 
 

Reform der Gebäudeförde-
rung (BMWK) 
 
Die Bundesförderung für effiziente Ge-
bäude (BEG) wird neu aufgestellt. Die ent-
sprechende Reform hat das Bundesmini- 
sterium für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK) am 27.7.2022 nach Abstimmung 
mit den betroffenen Ressorts der Bundes-
regierung vorgelegt. 
 
Im Einzelnen zur Reform der BEG: 
Die Reform der BEG hat den klaren Fokus 
auf der Neuausrichtung der Sanierungsför-
derung. Zeitlich wird sie in zwei Schritten 
vollzogen: 1) kurzfristig gelten ab dem 28. 
Juli 2022 neue Förderbedingungen bei 
Komplettsanierungen und der noch laufen-
den Neubauförderung und 2) ab dem 15. 
August 2022 greifen neue Förderbedin-
gungen bei Einzelmaßnahmen der Sanie-
rung. 
 
 
Aktuelles 
 
Gesetzgebung | Referentenentwurf 
eines JStG 2022 (BMF) 
Das BMF hat am 29.07.2022 den Referen-
tenentwurf eines Jahressteuergesetzes 
2022 veröffentlicht. 
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• Schaffung einer nationalen Vorschrift zur 
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2020/284 
des Rates vom 18. Februar 2020 im Hin-
blick auf die Einführung bestimmter An-
forderungen für Zahlungsdienstleister 

• Umsetzung der Verpflichtung zur elektro-
nischen Bereitstellung über Verwaltungs-
portale nach dem Gesetz zur Verbesse- 
rung des Onlinezugangs zu Verwaltungs-
leistungen 

Zudem wird weiterem fachlich gebotenen 
Regelungsbedarf im Steuerrecht nachge-
kommen. Dazu gehören insbesondere die 
Klarstellung von Zweifelsfragen sowie 
Folgeänderungen, Fehlerkorrekturen und 
sonstiger redaktioneller Änderungsbedarf. 
 
 
Sonstiges 
 
Neue Pfändungsfreigrenzen seit 1.7.2022 
Die Freigrenzen für pfändbares Arbeitsein-
kommen nach § 850c der Zivilprozessord-
nung (ZPO) wurden zum 1.7.2022 insge- 
samt leicht erhöht. Die entsprechende Be-
kanntmachung des Bundesministeriums 
der Justiz und für Verbraucherschutz 
wurde am 31.5.2022 im Bundesgesetzblatt 
veröffentlicht. Hierauf macht die Bundes-
rechtsanwaltskammer aufmerksam. 
Seit dem 1.7.2022 beträgt der monatlich 
unpfändbare Beträge nach 
• § 850c I 1 ZPO: 1.330,16 Euro monatlich 

(bisher 1.252,64 Euro) 
• § 850c II 1 ZPO: 500,62 Euro monatlich 

(bisher 471,44 Euro) 
• § 850c II 2 ZPO: 278,90 Euro monatlich 

(bisher 262,65 Euro) 
• § 850c III 3 ZPO: 4.077,74 Euro monat-

lich (bisher 3.840,08 Euro) 
Die entsprechenden wöchentlichen und 
täglichen Pfändungsfreibeträge sind der 
Bekanntmachung zu entnehmen (BGBl I S. 
825). Dort sind auch die konkreten Pfän-
dungsfreibeträge in einer Tabelle darge-
stellt. 
 
GmbH-Gründungen und Handelsregis-
tereintragungen online 
Am 1.8.2022 treten wesentliche Regelun-
gen des vom Bundesministerium der Justiz 
(BMJ) jeweils vorgelegten und im Sommer 
2021 bzw. im Juni 2022 vom Deutschen 

Bundestag beschlossenen Gesetzes zur 
Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie 
(DiRUG) und des Gesetzes zur Ergänzung 
der Regelungen zur Umsetzung der Digita-
lisierungsrichtlinie (DiREG) in Kraft. 
Folgende Neuerungen sind dabei beson-
ders hervorzuheben: 
1. Online-Gründung der GmbH und wei-
tere Online-Verfahren für Registeranmel-
dungen: 
Zur Ermöglichung der Online-Gründung 
der GmbH wurden mit dem DiRUG die ge-
setzlichen Rahmenbedingungen für die no-
tarielle Beurkundung von Willenserklärun- 
gen mittels Videokommunikation geschaf-
fen. Auch die öffentliche Beglaubigung 
qualifizierter elektronischer Signaturen mit-
tels Videokommunikation durch Notarin-
nen und Notare wird ermöglicht. Dadurch 
können Bürgerinnen und Bürger auch die 
Eintragung von Zweigniederlassungen so-
wie die Einreichung von Urkunden und In-
formationen vollständig online erledigen. 
Die Ausgestaltung dieser Online-Verfahren 
wahrt die hohen Qualitätsstandards nota-
rieller Beurkundungsverfahren. 
Es werden durch das DiREG auch Gesell-
schafterbeschlüsse zur Änderung des Ge-
sellschaftsvertrages (sogenannte satzungs- 
ändernde Beschlüsse) einschließlich Kapi-
talmaßnahmen (Erhöhung und Herabset-
zung des Stammkapitals) in den Anwen- 
dungsbereich des Online-Verfahrens mit 
einbezogen. 
2. Regelungen zur Offenlegung von Regis-
terinformationen und zu den Gebühren: 
Nach dem „once-only-Prinzip” bedarf es 
zukünftig keiner separaten Bekanntma-
chung von Registereintragungen in einem 
Bekanntmachungsportal mehr. Das bedeu-
tet, dass Eintragungen in den Registern da-
durch bekanntgemacht werden, dass sie 
im jeweiligen Register erstmalig (online) 
zum Abruf bereitgestellt werden. Auch er-
folgt die Übermittlung von Rechnungsle-
gungsunterlagen und Unternehmensbe- 
richten fortan nur noch an das Unterneh-
mensregister und nicht mehr an den Bun-
desanzeiger. 
Der Wegfall des kostenlos zugänglichen 
Bekanntmachungsportals wird dadurch 
kompensiert, dass ab dem 1. August 2022 
für den Abruf von Daten aus dem Handels-

In verschiedenen Bereichen des deutschen 
Steuerrechts hat sich fachlich notwendiger 
Gesetzgebungsbedarf ergeben. Dies be-
trifft insbesondere Anpassungen zur wei-
teren Digitalisierung, zur Verfahrensver- 
einfachung, zur Rechtssicherheit und Steu-
ergerechtigkeit sowie zur Umsetzung des 
Koalitionsvertrages. Notwendig sind auch 
Anpassungen an EU-Recht und EuGH-
Rechtsprechung sowie Reaktionen auf 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts und des Bundesfinanzhofs. Darüber 
hinaus besteht unvermeidlicher redaktio-
neller und technischer Regelungsbedarf. 
Hierzu gehören Verfahrens- und Zuständig-
keitsfragen, Folgeänderungen, Anpassun-
gen auf Grund von vorangegangenen Ge- 
setzesänderungen und Fehlerkorrekturen. 
Folgende Maßnahmen sind u. a. geplant: 
• Schaffung einer Rechtsgrundlage zum 

Aufbau eines direkten Auszahlungswe-
ges für öffentliche Leistungen unter Nut-
zung der steuerlichen Identifikations- 
nummer 

• weitgehende Abschaffung Registerfälle 
für die Zukunft und rückwirkende Ab-
schaffung Registerfälle für Drittlizenzen 

• Aufhebung der Begrenzung des Spitzen-
steuersatzes auf 42 Prozent für die Ge-
winneinkünfte des Jahres 2007 zur 
Umsetzung der Vorgaben des BVerfG-Be-
schlusses 

• Anhebung des linearen AfA-Satzes für 
die Abschreibung von Wohngebäuden 
auf 3 Prozent 

• vollständiger Sonderausgabenabzug für 
Altersvorsorgeaufwendungen ab 2023 

• Erhöhung des Sparer-Pauschbetrags von 
801 EUR auf 1.000 EUR (bei Zusammen-
veranlagung von 1.602 EUR auf 2.000 EUR) 

• Anhebung des Ausbildungsfreibetrags 
von 924 EUR auf 1.200 EUR 

• Steuerfreistellung des Grundrentenzu-
schlages 

• Verfahrensverbesserungen bei der Ries-
ter-Förderung 

• Anpassung der Vorschriften der Grund-
besitzbewertung nach dem Sechsten Ab-
schnitt des Zeiten Teils des Bewertungs- 
gesetzes an die Immobilienwertermitt-
lungsverordnung vom 14. Juli 2021  

Im Bereich der Umsatzsteuer sind u. a. fol-
gende Änderungen geplant: 



register sowie dem Vereins-, Partner-
schafts- und Genossenschaftsregister oder 
von Dokumenten, die zum Register einge-
reicht wurden, generell keine Abrufgebüh-
ren mehr erhoben werden. Unternehmen 
und Privatpersonen, die sich z. B. darüber 
informieren möchten, ob es im Handelsre-
gister Veränderungen bei einem bestimm-
ten Vertragspartner gibt, können also kos- 
tenlos einen chronologischen Auszug zu 
dem betreffenden Unternehmen abrufen. 
 
Erste Regelungen des neuen EEG 2023 
Zur Beschleunigung des Ausbaus von er-
neuerbaren Energien greift vom 29.7.2022 
an der Grundsatz, dass die Nutzung erneu-
erbarer Energien im überragenden öffent-
lichen Interesse liegt und der öffentlichen 
Sicherheit dient. Zudem steigt vom 
30.7.2022 an die Vergütung für alle neuen 
PV-Dachanlagen. 
Hierzu führt das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) wei-
ter aus: 
• Die Maßnahmen sind die ersten, die mit 

dem novellierten Erneuerbaren Energien-
Gesetz (EG) einhergehen. Das Gesetz ist 
die umfassendste Novelle des EEG seit 
dessen Bestehen und zielt darauf, die er-
neuerbaren Energien in hohem Tempo 
auszubauen. Der Großteil der weiteren 
Regelungen des neuen EEG 2023 tritt 
zum 1.1.2023 in Kraft. Dazu wurde das 
reformierte EEG am 28.7.2022 im Bun-
desanzeiger veröffentlicht. 

• Vom 30.7.2022 an können Solaranlagen 
bis zu 13,4 ct/kWh für ihren PV-Strom er-
halten. Die erhöhten Fördersätze gelten 
für Anlagen, die frühestens am Tag nach 
dem Inkrafttreten und damit ab dem 30. 
Juli in Betrieb genommen werden. Zu-
gleich wird der Netzanschluss unter an-
derem für kleine PV-Anlagen vereinfacht. 
Weitere Maßnahmen greifen am 
1.1.2023. 

• Das EEG 2023 richtet den Ausbau der er-
neuerbaren Energien im Stromsektor 
erstmals konsequent auf den 1,5-Grad-
Pfad des Pariser Klimaabkommens aus. 
Hierzu werden die Ausbaupfade und 

Ausschreibungsmengen vor allem für 
Wind an Land und Solarenergie massiv 
angehoben und mit einem umfassenden 
Paket an weiteren Maßnahmen unter-
legt. So werden u.a. die Flächenkulisse 
für PV-Freiflächenanlagen erweitert, 
Agri-PV und weitere besondere Solaran-
lagen in die reguläre Förderung aufge-
nommen, die Erschließung von wind- 
schwächeren Standorten insbesondere 
im Süden des Landes deutlich attraktiver, 
Bürgerenergie gestärkt und die Beteili-
gungsmöglichkeiten für Kommunen er-
weitert. Schließlich wurde mit dem EEG 
2023 die EEG-Umlage bereits ab 
1.7.2022 auf null gesenkt. 

Das neue EEG wird flankiert von weiteren 
Gesetzen zum Ausbau der erneuerbaren 
Energien, die ebenfalls bereits final verab-
schiedet sind. Insbesondere wird die für 
Windkraftanlagen zur Verfügung stehende 
Fläche ausgeweitet, indem die Bundeslän-
der von Nord bis Süd zu klaren Flächenzie-
len verpflichtet sind (Wind-an-Land-Ge- 
setz), außerdem werden Genehmigungs-
verfahren beschleunigt. Zusätzlich wurden 
mit dem Wind-auf-See-Gesetz Ausbauziele 
für Windenergie auf See deutlich erhöht. 
 
Corona: neues Corona-Sonderprogramm 
Die Bundesregierung beabsichtigt derzeit 
nicht, ein Corona-Sonderprogramm für die 
Veranstaltungswirtschaft vorzulegen.  
Die Abgeordneten hatten sich unter ande-
rem erkundigt, welche weiteren wirtschaft-
lichen Maßnahmen die Bundesregierung 
für die Unternehmen aus der Veranstal-
tungswirtschaft in den Bereichen Messen, 
Kongresse und Businessevents, aber auch 
Konzerte, Festivals, Volksfeste, Clubevents 
und ähnliche plane. Die vergangenen bei-
den Jahre hätten außerordentliche Ein-
schnitte für etwa 240.000 Unternehmen 
im Veranstaltungsbereich gebracht. 
Die Bundesregierung verweist in ihrer Ant-
wort darauf, dass die Laufzeit des Sonder-
fonds des Bundes für Kulturveranstal- 
tungen verlängert worden sei, dass beide 
Hilfskomponenten (Wirtschaftlichkeitshilfe 
und Ausfallabsicherung) bis Jahresende in 
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Anspruch genommen werden könnten 
und auch der Sonderfonds für Messen, 
Ausstellungen und andere registrierte Ver-
anstaltungen bis ins dritte Quartal 2022 er-
fasst werde. Darüber hinaus sei auf 
Beschluss des Deutschen Bundestages das 
Zukunftsprogramm „Neustart Kultur“ ver-
längert worden, was zur Folge habe, dass 
diese Programme grundsätzlich bis zum 
30.6.2023 verfügbar gemacht worden 
seien. 

Kopien und sonstige Reproduktionen dürfen nur mit 
Genehmigung des b.b.h. erstellt werden.

SEMINARE SEPTEMBER 2022 
„Aktuelle Lohninformationen“ 

9:00 - 12:00 

„Aktuelles Steuerrecht“  

13:30 - 16:30

Anmeldung über www.bbh-fortbildung.de

Berlin                        Fr.      09.09.22 

Bremen                     Mo.   19.09.22      

Erfurt                        Mo.   12.09.22 

Frankfurt                  Fr.      16.09.22 

Hamburg                  Fr.      30.09.22 

Hannover                  Di.     20.09.22 

Köln                         Do.    29.09.22 

Leipzig                      Di.     13.09.22 

Mannheim                Do.    15.09.22 

München                  Fr.      23.09.22 

Nürnberg                  Di.     27.09.22 

Potsdam                   Do.    08.09.22 

Rosenheim               Mo.   26.09.22 

Stuttgart                   Do.    22.09.22


